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Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer 
- No. 48 - 

Petra Debring, Rechtsanwältin in Hannover 
 
Der Einsatz ausländischer Arbeitnehmer hat in der 
Wirtschaftsgeschichte des Nachkriegsdeutschland 
Tradition. Insbesondere durch die Wirtschaftsblüte in 
den sechziger Jahren sind zahlreiche Gastarbeiter 
aus Italien, Spanien, Jugoslawien, Griechenland und 
der Türkei nach Deutschland angeworben worden 
und hier auch in erheblicher Zahl geblieben. 
 
Diese Anwerbung von Gastarbeitern wurde aufgrund 
der dann folgenden Rezession eingestellt.  

Dennoch kann in vielerlei Bereichen der Einsatz aus-
ländischer Arbeitnehmer von Interesse sein. Dies 
betrifft sowohl die Anstellung von Ausländern in deut-
schen Unternehmen, aber auch die Tätigkeit auslän-
discher Unternehmen mit heimischen Mitarbeitern 
innerhalb der Grenzen Deutschlands.  

Grundsätzlich ist allerdings die Beschäftigung aus-
ländischer Arbeitnehmer in Deutschland verboten. 
Sie können lediglich aufgrund einer Arbeitserlaubnis, 
die wiederum eine Aufenthaltserlaubnis voraussetzt, 
tätig werden. Hierzu bestehen jedoch verschiedenar-
tige Ausnahmen und Präzisierungen.  

Aufnahme einer Beschäftigung in einem EG-
Mitgliedstaat  

Der Grundsatz der Freizügigkeit von Arbeitnehmern 
innerhalb der EG führt dazu, daß Arbeitnehmer aus 
den Mitgliedstaaten keine Arbeitserlaubnis für eine 
Tätigkeit in Deutschland benötigen. Das Binnen-
marktprogramm, das den 1.1.1993 in vielerlei Hin-
sicht zum Zielpunkt hat, wirkte sich auch auf die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit aus. In keinem Land der 
Gemeinschaft gibt es noch eine staatlich kontrollierte 
Arbeitsaufnahme durch Bürger anderer Mitgliedslän-
der in Form der Arbeitserlaubnis. dies gilt auch für 
Spanien und Portugal. In diesen Ländern galt zu-
nächst eine Übergangsregelung bis zum 1.1.93. Sie 
wurde jedoch schon zum 1.1.92 aufgehoben, da sich 
aus der vorzeitigen Freigabe der Beschäftigungsauf-
nahme keine negativen Auswirkungen ergaben. Auch 
für die kanarischen Inseln gilt diese Regelung, so 

daß überall in der EG die Arbeitserlaubnis für EG-
Staatsangehörige der Vergangenheit angehört. 

Zur Erleichterung der Tätigkeit ausländischer Arbeit-
nehmer bemüht sich die EG auch um eine Gleichstel-
lung der jeweiligen nationalen Qualifikationen. Dies 
gilt inbesondere für den Bereich der Fachhochschul-
ausbildung, der Ingenieurberufe und der Heilberufe. 
Für die Anerkennung auslöndischer Diplome, die 
noch nicht EG-weit harmonisiert wurden, hat der 
EuGH vor kurzem einen Maßstab aufgestellt. Danach 
hat die Behörde des Niederlassungslandes von sich 
aus die Diplome förmlich zu vergleichen. Sofern sich 
die Qualifikationen nur teilweise entsprechen, ist die 
Zulassung nicht etwa zu versagen, sondern der Be-
werber muß auf die Kenntnisse in den nicht abge-
deckten Bereichen geprüft werden.  

Anschluß der EFTA-Länder  

Mit dem Vertrag über den Europäischen Wirtschafts-
raum haben die Länder der EFTA den Grundsatz der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit auf die Beziehungen zwi-
schen ihren Ländern und der EG übertragen, die je-
doch in einzelnen Punkten keine Gültigkeit haben.  

Assoziierung Osteuropas an EG  

Eine Assoziierung an die EG findet auch durch Son-
derverträge statt, die die Gemeinschaft mit Polen, der 
CSFR und Ungarn (Visagrad-Abkommen) abge-
schlossen hat und die in gleicher Weise mit den balti-
schen Staaten verhandelt werden. Diese Assoziie-
rungsabkommen beinhalten auch Regeln zur Freizü-
gigkeit der Arbeitnehmer. Eine Freizügigkeit wie sie 
innerhalb der EG-Staaten gehandhabt wird, ist hier 
jedoch noch nicht möglich.  

Ausländische Beschäftigte aus Drittländern  

Spürbare Auswirkungen auf den deutschen Arbeits-
markt haben derzeit offensichtlich die aus Polen und 
der CSFR eingereisten Arbeitnehmer. Die offizielle 
Zahl im Rahmen von Werkverträgen beläuft sich auf 
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etwa 100.000 registrierte Personen; darüber hinaus 
bestehen Schätzungen auf weitere 200.000 illegale 
Tätiger. Bei einer aktuellen Überprüfung durch die 
Bundesanstalt für Arbeit hatten von 1.170 kontrollier-
ten ausländischen Arbeitnehmern 590 keine gültige 
Arbeitserlaubnis. Darüber hinaus wurden schwerwie-
gende Verstöße gegen das deutsche Arbeits- und 
Tarifrecht festgestellt.  

Dabei können ausländische Arbeitnehmer auf mehre-
ren Wegen legal in Deutschland beschäftigt werden. 
Ausländische Arbeitnehmer, die in Deutschland tätig 
werden möchten, bedürfen grundsätzlich einer Ar-
beitserlaubnis ( 19 Arbeitsförderungsgesetz). Diese 
setzt wiederum eine Aufenthaltserlaubnis der auslän-
dischen Arbeitnehmer voraus. Darüber hinaus gibt es 
einen eng begrenzten Katalog von Tätigkeiten, für die 
keine Arbeitserlaubnis vorausgesetzt wird. Weitere 
Einzelheiten sind in der Arbeitserlaubnisverordnung 
geregelt.  

Werkverträge  

Der bedeutende Teil der bislang in Deutschland täti-
gen Arbeitnehmer arbeitet auf der Grundlage sog. 
Werkverträge. Dabei werden zum Beispiel in Bezug 
auf die CSFR Werkverträge zwischen einem deut-
schen und einem tschechischen Unternehmen glei-
cher Art, also etwa zwei Bauunternehmen, über be-
stimmte Leistungen geschlossen. In diesem Fall 
bringt das tschechische Unternehmen seine Arbeit-
nehmer aus dem Heimatland nach Deutschland mit. 
Derartige Werkverträge können auf der Grundlage 
von Regierungsabkommen nur im Rahmen bestimm-
ter dort vereinbarter Kontingente abgeschlossen 
werden. Das jährliche Kontingent für 1992 war über 
8.000 Arbeitnehmer aus der CSFR vereinbart; tat-
sächlich sind im Rahmen von Werkverträgen jedoch 
12.000 Arbeitnehmer tätig geworden, so daß ab 
13.10.1992 ein Stop für neue Werkverträge ausge-
sprochen wurde. Dies wird voraussichtlich auch für 
das erste Quartal 1993 gelten. Ab dem zweiten Quar-
tal 1993 könnte daher grundsätzlich das Verfahren 
über Werkvertragskontingente wieder ausgeschöpft 
werden.  

Vom Grundsatz sind die Werkverträge lediglich als 
Entlastung des deutschen Angebotsmarktes gedacht, 
nicht jedoch, um ein sog. Sozialdumping zuzulassen. 
Daher gilt das Gleichstellungsgebot, nach dem aus-
ländische Arbeitnehmer für vergleichbare Tätigkeiten 
entsprechend deutschen Arbeitnehmern entlohnt und 
vergütet werden müssen. Daß in Deutschland im Zu-
ge von Werkverträgen eine nicht unbedeutende Zahl 
von halblegalen und illegalen Arbeitnehmern mitein-
gesetzt wurde, kennzeichnet die Marktsituation, bleibt 
jedoch für dieses Vorhaben außer Betracht. Ein Ver-
stoß gegen das Arbeitsförderungsgesetz hinsichtlich 

der illegalen Beschäftigung ausländischer Arbeit-
nehmer kann für den Unternehmer mit Geldbußen bis 
zu 100.000 DM geahndet werden.  

Die Kontingente wurden bislang zwischen den Regie-
rungen ausgehandelt. Die Einreichung der Werksver-
tragskontingente hat bei dem jeweiligen deutschen 
Landesarbeitsamt zu erfolgen. Dazu gehört die An-
gabe der Werkvertragspartner, die Darstellung der 
sozialen Abdekkung nach dem Gleichstellungsprin-
zip, die Freigabebescheinigung des Herkunftslandes, 
eine Namensliste der eingesetzten Arbeitnehmer, der 
Vertragstext der Werkverträge, eine Kopie des Han-
delsregisterauszugs des Werksvertragspartners, die 
Bestätigung, daß die Beschäftigungsdauer von zwei 
Jahren nicht überschritten wird und die Anmeldung 
zum Finanzamt.  

Bislang war für das Genehmigungsverfahren das 
Landesarbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk das 
Unternehmen erstmals seine Tätigkeit aufgenommen 
hat oder eine Niederlassung errrichtet hat. Das ent-
sprechende Arbeitsvisum mußte innerhalb von drei 
Monaten beantragt werden. Darauf erfolgte die indi-
viduelle Arbeitserlaubnis für den jeweiligen Mitarbei-
ter in Deutschland. Ab 1.1.93 wird die Zuständigkeit 
für Werkverträge mit der CSFR neu geregelt werden, 
um eine unkoordinierte Ausschöpfung und Über-
schreitung der vereinbarten Kontingente zu vermei-
den.  

Gastarbeitnehmer  

Deutsche Unternehmen können allerdings auch di-
rekt ausländische Arbeitnehmer einstellen. Dies kann 
auf dem Wege als Gastarbeiter im Rahmen von e-
benfalls vereinbarten Kontingenten geschehen. Das 
Kontingent 1992 betrug zum Beispiel für die CSFR 
1000 Arbeitnehmer. In Sachsen wurde diese Mög-
lichkeit mit 15 Arbeitnehmern nur geringfügig genutzt. 
Der Einsatz von Gastarbeitern kommt nur in Betracht, 
wenn auf dem deutschen Arbeitsmarkt Personen mit 
entsprechender Qualifikation nicht in ausreichendem 
Umfang zur Verfügung stehen.  

Die Abwicklung von Gastarbeiterverträgen erfolgt 
über die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Frank-
furt (Feuerbachstr. 42-46, 6000 Frankfurt/Main, Tel. 
069-71110). Die vereinbarten Kontingente beziehen 
sich lediglich auf Arbeitnehmer mit entsprechender 
Staatsangehörigkeit. Diese müssen ein Mindestalter 
von 18 und ein Höchstalter von 40 Jahren aufweisen. 
Die Dauer der Beschäftigung soll ein Jahr nicht über-
schreiten und ist höchstens auf 18 Monate begrenzt. 
Vorausgesetzt werden im allgemeinen eine abge-
schlossene Berufsausbildung und die für die Aus-
übung der Tätigkeit erforderlichen Kenntnisse der 
deutschen Sprache.  
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Bei der Beantragung einer Gastarbeitertätigkeit muß 
das Unternehmen die Berufsbezeichnung, Tätigkeit, 
Art und Umfang der Sprachkenntnisse, Beginn, Dau-
er, Ort, Vergütung, Gehaltsabzüge, Unterkunft mit 
Kosten, Reisekostenerstattung, Urlaub u.a. angeben. 
Auch sollte ein Firmenprospekt beigefügt werden. 
Das Verfahren, das ursprünglich auf eine anonyme 
Anwerbung über die Zentralstelle ausgerichtet war, 
kann sich jedoch auch auf namentliche Anforde-
rungslisten des deutschen Unternehmens stützen. 
Sofern die inhaltlichen und fachlichen Voraussetzun-
gen vorliegen, kommt das Arbeitsverhältnis auf der 
Grundlage einer Gastarbeitervereinbarung zustande, 
die mit der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung getrof-
fen wird. Diese ersetzt dann die Arbeitserlaubnis, so 
daß eine solche nicht noch gesondert eingeholt wer-
den muß.  

Grenzgänger  

Deutsche Arbeitgeber können Arbeitnehmer auch als 
sog. Grenzgänger beschäftigen. Dies ist jedoch nur 
möglich, wenn eine Prüfung der Arbeitsmarktlage 
durch das örtlich zuständige Arbeitsamt ergeben hat, 
daß der Arbeitskräftebedarf aus der eigenen Region 
nicht gedeckt werden kann. Grenzgänger dürfen im-
mer nur in den Landkreisen tätig sein, in denen der 
deutsche Arbeitgeber seinen Betrieb unterhält. Dabei 
muß es sich um Grenzlandkreise handeln, also sol-
che, die die deutsche Staatsgrenze berühren. Die 
Arbeitnehmer dürfen nicht für Tätigkeiten außerhalb 
dieses Landkreises eingesetzt werden. Von dieser 
gesetzlichen Regelung wurde in Sachsen in der Ver-
gangenheit nur geringfügig Gebrauch gemacht. 500 
Grenzgängern in Sachsen standen im letzten Jahr 
allein im Bezirk Hof/Bayern ca. 5000 Personen ge-
genüber.  

Die Voraussetzung für die Eigenschaft als Grenz-
gänger ist eine tägliche Rückkehr oder ein höchstens 
zweitägiger Aufenthalt in der Woche. Der Arbeitneh-
mer muß seine Arbeitserlaubnis bei dem örtlich zu-
ständigen Arbeitsamt in Deutschland beantragen; 
hierzu sind die entsprechenden Formblätter zu ver-
wenden. Der Arbeitgeber hat auf einer sog. Einstel-
lungsbestätigung nähere Angaben zu fertigen zu 
Lohn und Arbeitszeit. Das Arbeitsamt prüft, ob deut-
sche Arbeitnehmer zur Verfügung stehen und die 
Vergütung ortsüblich ist. Bei positiver Entscheidung 
leitet das Arbeitsamt den Antrag an das Landratsamt 
zur Ausstellung einer Grenzgängerkarte weiter. Da-
nach erteilt das Arbeitsamt die Arbeitserlaubnis. Die-
se erstreckt sich auf einen Zeitraum von 3-9, höchs-
tens jedoch 12 Monaten; die Erlaubnis ist allerdings 
verlängerbar.  

Kurzzeitige Beschäftigung  

Ein deutscher Arbeitgeber kann darüber hinaus aus-
ländische Arbeitnehmer beschäftigen, auch wenn es 
sich nicht um Grenzgänger oder Gastarbeiter han-
delt. Die entsprechende Regelung betrifft sog. Sai-
sonarbeitnehmer, die max. 3 Monate im Kalenderjahr 
beschäftigt werden dürfen. Kontingente oder Bran-
cheneinschränkungen bestehen dazu nicht.  

Auch diese Saisonarbeit kann nur aufgrund einer 
Arbeitserlaubnis erfolgen. Die entsprechenden An-
träge sind auf Formblättern über das örtliche Ar-
beitsamt zu stellen. Dazu hat der Arbeitgeber eine 
Arbeitsvertragseinstellungszusage abzugeben (glei-
chermaßen auch für Ungarn, Polen). Diese muß An-
gaben über den Arbeitgeber, den Arbeitnehmer, Art, 
Zeit der Beschäftigung und soziale Angaben enthal-
ten. Das örtliche Arbeitsamt prüft hier ebenfalls die 
Arbeitsmarktlage. Das Einreisevisum muß der Ar-
beitnehmer bei der Deutschen Botschaft im jeweili-
gen Land beantragen. Den Antrag auf Arbeitserlaub-
nis hat er anschließend bei dem Arbeitsamt zu stel-
len; das Gesamtverfahren muß mit ca. 8 Wochen 
veranschlagt werden.  

Arbeitserlaubnisfreie Beschäftigung  

Gem. 9 Arbeitserlaubnisverordnung können weitere 
Beschäftigungen für max. 3 Monate durch ausländi-
sche Arbeitnehmer in Deutschland aufgenommen 
werden. Dies ist jedoch nur unter vom Gesetz genau 
bestimmten Voraussetzungen möglich, von denen in 
Betracht kommt:  

Der ausländische Arbeitnehmer ist durch einen aus-
ländischen Arbeitgeber nach Deutschland entsandt 
zum Zweck der Montage, Annahme einer im Ausland 
gekauften Anlage oder zum Zweck eines Betriebs-
lehrgangs.  

Aus- und Weiterbildung  

Aufgrund der Vorschriften der Anwerbestop-
Ausnahmeverordnung können ausländische Arbeit-
nehmer durch einen deutschen Arbeitgeber beschäf-
tigt werden. Dies betrifft insbesondere Fälle von 
deutschen Unternehmen mit Niederlassungen im 
Ausland, die ihr dortiges Personal in Deutschland 
einarbeiten wollen. Die erforderliche Arbeitserlaubnis 
wird für die Dauer bis zu einem Jahr erteilt.  

Lizenz und Know-how  

Eine Arbeitserlaubnis erhalten auch ausländische 
Mitarbeiter für eine berufliche Qualifizierung im Rah-
men von Lizenzverträgen oder für eine Einführung in 
die Geschäftspraxis des deutschen lizenzgebenden 
Unternehmens. Das Verfahren wird über die deut-
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sche Botschaft im Ausland durchgeführt; die Arbeits-
erlaubnis kann bis zur Dauer von 18 Monaten erteilt 
werden.  

Insgesamt kommt der Einsatz ausländischer Arbeit-
nehmer zum Beispiel für die Bauwirtschaft in 
Deutschland vornehmlich über neu zu vereinbarende 
und zu beantragende Werksvertragskontingente in 
Betracht. Denkbar ist jedoch auch die Einstellung als 
Gastarbeitnehmer sowie die Saisonbeschäftigung 
und für grenznahe Arbeiten eine Grenzgängerbe-
schäftigung.  

Für die Erbringung produktiver Leistungen nicht in 
Betracht kommen sämtliche Regelungen, die eine 
Tätigkeit ausländischer Arbeitnehmer zum Zwecke 
der Fortbildung in Deutschland erlauben. Die Arbeits-
verwaltungen verlangen hierzu konkrete Qualifizie-
rungs- und Schulungsprogramme und prüfen diese 
ggf. auch in den Unternehmen nach. 
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